
07.07.2011

Außen- und Sicherheitspolitik der EU

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Bereits vor vier Wochen haben wir hier über die
par-lamentari¬sche Beteiligung an der Gemeinsamen Außen- und Si¬cherheitspolitik der EU debattiert.
Nun zieht die Linke nach – warum erst jetzt?

Darüber könnte man ja hinwegsehen, wenn Sie in Ih¬rem Antrag den Versuch machen würden, das zu
schaf¬fen, was bis jetzt an der Engstirnigkeit der Koalitions¬fraktionen gescheitert ist: nämlich für eine
gemeinsame Position des Deutschen Bundestags zu werben.

Aber Sie können ebenso wenig über Ihren Schatten springen, wie es die schwarz-gelben Kol-leginnen
und Kollegen in der letzten Debatte ver-mocht haben. In Ih¬rem Antrag stimmen sie wieder das alte Lied
von der Militarisierung der Europäi-schen Union an und lehnen jeglichen Militäreinsatz grundsätzlich ab.
Damit zeigen sie nur, dass Sie an einer Europäischen Union, die sich aktiv für Frie-den und Sicherheit in
der Welt einsetzt, nicht inte-ressiert sind.

Das Grundproblem der europäischen Außen- und Si¬cherheitspolitik liegt aber woanders: in ihrer
mangeln¬den demokratischen Legitimation. Sie stel-len richtig fest, dass die Anzahl von EU-Missionen in
den letzten Jahren angestiegen ist. Der Vertrag von Lissabon hat lei¬der in diesem Bereich kein Mehr an
demokratischer Kontrolle gebracht. In die-ser Beurteilung gibt es immer¬hin einen
fraktions-übergreifenden Konsens.

Sie verlangen nun einen neuen Europäischen Vertrag. Solange es den nicht gibt, verlangen sie eine
Interparla¬mentarische Versammlung mit weit-gehenden Befugnis¬sen. Betrachtet man, wie sie die
Versammlung ausgestal¬ten wollen, muss man lei-der feststellen, dass Sie die Funktionsweise der
Gemeinsamen Außen- und Sicher¬heitspolitik nicht verstanden haben. Entweder ist Ihnen nicht be-kannt,
dass dieses Politikfeld intergouvernemen¬tal organisiert ist, oder Sie wollen Ihren Wählern Mög-lichkeiten
vorgaukeln, von denen Sie genau wis-sen, dass sie innerhalb des geltenden EU-Vertrages nicht
umsetz¬bar sind. Das ist nicht red-lich.

Sie wollen diese Versammlung gleich zu einem Qua¬siparlament aufblähen – mit Ablehnungs- und
Zustim¬mungsrecht, mit einer Vielzahl an eigenen Ausschüssen, Mitentscheidungsrechten über
Per-sonalfragen und zu¬sätzlicher Bürokratie durch ein eigenes, ständiges Sekre¬tariat. Das hat wenig
mit einem realistischen Politikver¬ständnis zu tun.

Die Grundidee einer Interparlamentarischen Ver-sammlung teilen wir ja mit Ihnen. Wir Grüne setzen uns
auch dafür ein, dass Abgeordnete der nationa-len Parla¬mente und des Europäischen Parlaments im
Rahmen ei¬ner gemeinsamen Versammlung zu-sammenkommen. So wird der Raum für einen
In-formationsaustausch geschaf¬fen, der zu einer ef-fektiven Kontrolle notwendig ist. Diese
Versamm-lung soll weitgehende Kontrollrechte ge¬genüber Frau Ashton erhalten. Gleiches gilt
gegenüber dem Europäischen Auswärtigen Dienst, der EU-Kom-mission, dem Rat und dem Politischen
und Sicher-heits¬politischen Komitee. Wir setzen uns auch da-für ein, dass Abgeordnete aus den
potenziellen EU-Beitrittsländern mit Beobachterstatus eingela-den werden. Der konkrete Teilnehmerkreis
soll sich nach den Themenschwerpunk¬ten richten und so Mitglieder aus den Ausschüssen für Außen,
Euro-pa, Verteidigung, Entwicklung und Men¬schenrechte umfassen. Diese Versammlung soll
weitge¬hende Fragerechte gegenüber den EU-Institutionen erhal-ten sowie das Recht, eigene
Schlussfolgerungen zu verabschieden. Ebenso muss gewährleistet sein, dass sich diese
Interparlamentarische Ver-sammlung regelmä¬ßig trifft und ausdrücklich die Möglichkeit zu
Ad-hoc-Treffen sowohl auf Initiative der nationalen Parlamente als auch des Europäi-schen Parlaments
gewährleistet ist, falls aktuelle Themen dies erfordern. So wäre innerhalb des gel-tenden Vertragsrechts
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eine angemessene und ef-fektive EU-weite parlamentarische Beteiligung gesi-chert.

Zum Abschluss muss ich nochmals bedauern, dass es bisher nicht gelungen ist, eine
fraktions-übergreifende Verständigung zu erreichen, was die parlamentarische Kontrolle der
Gemeinsamen Au-ßen- und Sicherheits¬politik betrifft. Die Koalitions-fraktionen haben hier bis¬her die
Chance einer kon-struktiven Zusammenarbeit nicht genutzt. Die Ver-handlungen waren doch bereits auf
gutem Wege. Unter Leitung des CDU-Kollegen Polenz hatten wir uns doch bis auf wenige Punkte
angenähert, bis Sie den Dialog abgebrochen haben. Sie haben es vor¬gezogen, die Koalitionsmeinung
durchzusetzen, statt in dieser auf die EU ausstrahlenden Frage auf eine breite Mehrheit im Deutschen
Bundestag hin-zuarbeiten. Und auch der Antrag der Linken leistet leider keinen Beitrag dazu.
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